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Concordia Forderungen zu einer ORF Gremienreform 
 

Seit 1859 setzt sich die Concordia für unabhängigen Journalismus ein und ist Hüterin einer 
qualitätsvollen Öffentlichkeit. Öffentlich-rechtlicher Rundfunk (Public Service Broadcasting, PBS) ist 
eine zentrale Säule. 

Die Auswertungen des Euro-Barometers zeigen, dass das Publikum (noch immer) hohes Vertrauen in 
öffentlich-rechtliche Berichterstattung hat, der Reuters Digital News Report (2018) weist in vielen 
Ländern – besonders deutlich in Österreich – die Public Broadcaster in digitaler Aufbereitung als 
meistgenutzte Nachrichten-Marken aus.1 In der internationalen Forschung herrscht Einigkeit, dass 
öffentlich-rechtliche Medien einen positiven Effekt auf (a) die Menge der produzierten Hard News 
haben, (b) den Grad des politischen Wissens erhöhen und somit auch (c) die politische Beteiligung 
schrittweise steigern können.2 

Der Presseclub Concordia setzt sich daher für gedeihliche Rahmenbedingungen für den ORF ein. Ziel 
ist ein „Rundfunk der Gesellschaft“: Er dient der Öffentlichkeit, er ist finanziert durch die Öffentlichkeit 
und er wird kontrolliert durch die Öffentlichkeit. 

Um unabhängigen, hochqualitativen Inhalt für möglichst viele und unterschiedliche Zielgruppen 
glaubwürdig zur Verfügung stellen zu können, benötigt der ORF ein handlungs- und 
innovationsfähiges Governancemodell.  

Vor dem Hintergrund der zentralen Herausforderungen 
 

• Politische Unabhängigkeit 
• Digitalisierung  
• Einbindung des Publikums 

 
stehen für uns drei Fragen im Zentrum: 

• Eine unabhängigen Finanzierungsform, zum Beispiel über  eine Haushaltsabgabe, keinesfalls 
eine Budgetfinanzierung. 

• Rahmenbedingungen für Digitalisierung, die dem ORF ermöglichen, sein Publikum dort zu 
erreichen, wo es ist: Im Internet. 

• Die Reform der Gremien, auf die wir im folgenden näher eingehen. 
 
Bei den Kriterien, die wir für eine Gremienreform fordern, beziehen wir uns neben der langjährigen 
Beobachtung und der Analyse des Status Quo unter anderem auf Studien der Österreichischen 
Akademie der Wissenschaften3, auf international komparatistische Public-Value-Studien, auf 

 
1 https://concordia.at/wp-content/uploads/2018/12/Österreichische-Medienpolitik-Agenda-für-Concordia.pdf 
2  (p. 16): https://reutersinstitute.politics.ox.ac.uk/our-research/analysis-relation-between-and-impact-public-
service-media-and-private-media  
3 Karmasin, Matthias: ORF – Semper reformanda?: Medien und Zeit JG 33 1/2018 (Sonderausgabe), S.29-33; 
Florian Saurwein, Tobias Eberwein & Matthias Karmasin (2019) Public Service Media in Europe: Exploring the 
Relationship between Funding and Audience Performance, Javnost – The Public, DOI:  
10.1080/13183222.2019.1602812 
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Empfehlungen des Europarats4 sowie der EBU5, auf medienpolitische Studien (MHW) sowie auf die 
Ergebnisse zahlreicher ExpertInnengespräche. 
 
 
Kriterien zur zukunftsfähigen Gestaltung der ORF-Gremien 
 
Den Aufsichtsorganen kommt eine Schlüsselrolle bei der Wahrung und Gewährleistung der 
Unabhängigkeit von öffentlich-rechtlichen Medien zu. Es wäre unrealistisch zu erwarten, dass ein 
Aufsichtsorgan seine Rolle als Garant der Unabhängigkeit erfüllt, wenn es nicht selbst unabhängig 
und ausgewogen oder pluralistisch zusammengesetzt ist. Insbesondere muss verhindert werden, dass 
politische Parteien einen bestimmenden Einfluss in diesen Gremien gewinnen. Zentral sind 
effizientere Führung einerseits und eine möglichst breite Repräsentanz unterschiedlicher 
gesellschaftlicher Interessen bei gleichzeitiger Politikferne andererseits.  
 
Wir fordern daher eine Gestaltung der ORF-Gremien nach folgenden Grundsätzen: 
 

• Gestaltung der Gremien im Sinne einer Kontrolle des ORF durch die Öffentlichkeit anstelle 
der Vertretung parteipolitischer Interessen. 

• Insbesondere der Vorsitz der Gremien muss bei Expert/innen mit hoher Anerkennung, 
unumstrittener Medienexpertise und ohne parteipolitische Zugehörigkeit liegen. 

• Klare Kriterien für die Besetzung der Gremien mit Kompetenzorientierung (Medien-, 
Wirtschafts-, Digitalisierungskompetenz). 

• Besetzung von Führungspositionen in Management und Redaktion nach transparenten 
fachlichen Kriterien. 

• Transparentes Verfahren bei Besetzunen mit öffentlichen Hearings sowie vorgelagert 
transparenter Zusammenstellung der entscheidenden Jury. 

• Bestellung für eine festgelegte Funktionsdauer, die Kontinuität garantiert.  
• Abschaffung der „Freundeskreise“ und Schutzmechanismen gegen parteidominierte 

Mehrheiten. 
• Transparenz der Gremienarbeit. 
• Klare Trennung zwischen Aufsichtsgremium und Management. 
• Schutz der Redaktion und des Managements vor Interventionen, insbesondere in die 

Berichterstattung. 

Neugestaltung des Stiftungsrats als Aufsichtsrat: 

• Gestaltung des Stiftungsrats als Aufsichtsrat mit geringerer Mitgliedszahl und als Gremium 
aus politikfernen ExpertInnen mit hoher individueller Reputation sowie ausgewiesener und 
nachvollziehbarer Wirtschafts-, Digitalisierungs- und Medienexpertise. 

• Internationalisierung etwa durch Ergänzung durch Experten aus der Schweiz oder aus 
Deutschland. 

• Vertretung journalistischer Expertise im Stiftungsrat. 
 

 
4 Recommendation CM/Rec(2012)1 of the Committee of Ministers to member States on public service media 
governance (Adopted by the Committee of Ministers on 15 February 2012 at the 1134th meeting of the 
Ministers' Deputies) https://search.coe.int/cm/Pages/result_details.aspx?ObjectID=09000016805cb4b4 
5 https://www.ebu.ch/files/live/sites/ebu/files/Publications/EBU-Legal-Focus-Gov-Prin_EN.pdf, S. 12 
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Publikumsrat/Stakeholdervertretung: 

• Breite und plurale Vertretung zivilgesellschaftlicher Stakeholder im Publikumsrat oder einem
ihn ablösenden Gremium.

• Stärkung der Kompetenzen des Publikumsrats als Stakeholdervertretung mit nicht nur
symbolischer, sondern auch operativer Relevanz.

• Breite Repräsentanz der Zivilgesellschaft im Publikumsrat gegebenefalls durch Vergrößerung
des Publikumsrats.

• Keine Delegierung in den Publikumsrat durch die Regierung.
• Stärkung der Kompetenzen des Publikumsrats, zum Beispiel in den Bereichen

Programmevaluierung, strategische Programmvorgaben mit Budget, Qualitätssicherung,
Public Value, kontinuierliche Programmevaluierung, Vetorecht bei Bestellungen.


